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I 

(Gesetzgebungsakte) 

BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (EU) 2017/684 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 5. April 2017 

zur Einrichtung eines Mechanismus für den Informationsaustausch über zwischenstaatliche 
Abkommen und nicht verbindliche Instrumente zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern im 

Energiebereich, und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 994/2012/EU 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 194 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (1), 

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das ordnungsgemäße Funktionieren des Energiebinnenmarktes erfordert, dass für in die Union importierte 
Energie die dem Energiebinnenmarkt zugrunde liegenden Rechtsvorschriften uneingeschränkt gelten. Transparenz 
und die Einhaltung des Unionsrechts sind wichtige Elemente bei der Sicherstellung einer stabilen 
Energieversorgung der Union. Ein Energiebinnenmarkt, der nicht ordnungsgemäß funktioniert, versetzt die Union 
im Hinblick auf die Energieversorgungssicherheit in eine angreifbare und nachteilige Lage und untergräbt die 
potenziellen Vorteile für Verbraucher und Industrie in Europa. 

(2)  Um die Energieversorgung der Union sicherzustellen, müssen die Energiequellen diversifiziert und neue 
Verbindungsleitungen zwischen den Mitgliedstaaten geschaffen werden. Gleichzeitig ist es von entscheidender 
Bedeutung, die Zusammenarbeit mit den Nachbarländern der Union und mit strategischen Partnern im Hinblick 
auf Energieversorgungssicherheit zu intensivieren. 

(3)  Ziel der Rahmenstrategie für die Energieunion, wie von der Kommission am 25. Februar 2015 verabschiedet, ist 
es, die Verbraucher mit sicherer, nachhaltiger, auf Wettbewerbsbasis erzeugter und erschwinglicher Energie zu 
versorgen. Ein kohärentes und konsequentes Vorgehen in der Energie-, der Handels- und der Außenpolitik wird 
einen bedeutenden Beitrag zur Verwirklichung dieses Ziels leisten. Konkreter wird in der Strategie für die 
Energieunion betont, dass die vollständige Übereinstimmung der Abkommen, die den Kauf von Energie aus 
Drittländern betreffen, mit dem Unionsrecht ein wichtiges Element bei der Sicherstellung der Energieversorgungs­
sicherheit ist; dabei stützt sie sich auf die Analyse, die bereits mit der Strategie für eine sichere europäische 
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Energieversorgung vom 28. Mai 2014 durchgeführt wurde. In demselben Bestreben forderte der Europäische Rat 
in seinen Schlussfolgerungen vom 19. März 2015 die Gewährleistung der vollständigen Einhaltung des 
Unionsrechts bei allen Abkommen über den Gaseinkauf bei externen Lieferanten, insbesondere durch mehr 
Transparenz dieser Abkommen und die Vereinbarkeit mit den Unionsvorschriften über Energieversorgungssi­
cherheit. 

(4)  In seiner Entschließung vom 15. Dezember 2015 mit dem Titel „Auf dem Weg zu einer europäischen 
Energieunion“ hob das Europäische Parlament hervor, dass die außenpolitischen Maßnahmen der Union im 
Bereich der Energieversorgungssicherheit besser aufeinander abgestimmt werden müssen und mehr Transparenz 
bei energiebezogenen Übereinkünften erforderlich ist. 

(5)  Der Beschluss Nr. 994/2012/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (1) ist nützlich gewesen, um 
Informationen über bestehende zwischenstaatliche Abkommen einzuholen und die Probleme zu ermitteln, die 
sich im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht stellten. 

(6)  Der Beschluss Nr. 994/2012/EU hat sich jedoch als ineffektiv erwiesen, was die Sicherstellung der Einhaltung des 
Unionsrechts durch zwischenstaatliche Abkommen angeht. Der Beschluss hat sich in erster Linie auf die Prüfung 
zwischenstaatlicher Abkommen durch die Kommission gestützt, nachdem sie von den Mitgliedstaaten mit einem 
Drittland geschlossen worden waren. Die Erfahrung mit der Durchführung des Beschlusses Nr. 994/2012/EU hat 
gezeigt, dass mit einer solchen nachträglichen Prüfung nicht alle Möglichkeiten zur Sicherstellung der Einhaltung 
des Unionsrechts durch zwischenstaatliche Abkommen genutzt werden. Insbesondere enthalten zwischenstaatliche 
Abkommen häufig keine geeigneten Kündigungs- oder Anpassungsklauseln, die den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit gäben, die Nichteinhaltung von Unionsrecht innerhalb eines angemessenen Zeitraums zu beseitigen. 
Zudem sind die Positionen der Unterzeichner bereits festgelegt, was politischen Druck erzeugt, keinen der 
Aspekte der Abkommen anzutasten. 

(7)  Ein hohes Maß an Transparenz in Bezug auf Abkommen zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern im 
Energiebereich wird eine engere Zusammenarbeit innerhalb der Union im Bereich der auswärtigen energiepo­
litischen Beziehungen und die Verwirklichung der langfristigen politischen Ziele der Union in Bezug auf Energie, 
Klimaschutz und Energieversorgungssicherheit begünstigen. 

(8)  Um jeder Nichteinhaltung des Unionsrechts vorzubeugen und um die Transparenz zu verbessern, sollten die 
Mitgliedstaaten die Kommission so bald wie möglich über ihre Absicht informieren, Verhandlungen über neue 
zwischenstaatliche Abkommen oder Änderungen zwischenstaatlicher Abkommen aufzunehmen. Die Kommission 
sollte regelmäßig über den Fortschritt der Verhandlungen unterrichtet werden. Die Mitgliedstaaten sollten die 
Möglichkeit haben, die Kommission zu ersuchen, als Beobachterin an den Verhandlungen teilzunehmen. Die 
Kommission sollte die Möglichkeit haben, darum zu ersuchen, an den Verhandlungen als Beobachterin 
teilzunehmen. 

(9)  Während der Verhandlung über ein zwischenstaatliches Abkommen sollte die Kommission die Möglichkeit haben, 
den betreffenden Mitgliedstaat zu beraten, wie sich eine Unvereinbarkeit des Abkommens mit dem Unionsrecht 
vermeiden lässt. In diesem Zusammenhang sollte die Kommission auch die Möglichkeit haben, den betreffenden 
Mitgliedstaat auf die einschlägigen energiepolitischen Ziele der Union, auf die Solidarität zwischen den 
Mitgliedstaaten und auf politische Standpunkte in Schlussfolgerungen des Rates oder des Europäischen Rates 
aufmerksam zu machen. Allerdings sollte dies nicht Teil der von der Kommission durchgeführten rechtlichen 
Prüfung des Entwurfs des zwischenstaatlichen Abkommens oder der Änderung sein. 

(10)  Zur Sicherstellung der Einhaltung des Unionsrechts und unter gebührender Berücksichtigung der Tatsache, dass 
der Abschluss oder die Änderung zwischenstaatlicher Abkommen im Gas- und Ölbereich die größten relativen 
Auswirkungen auf das reibungslose Funktionieren des Energiebinnenmarkts und die Energieversorgungssicherheit 
der Union haben, sollten die Mitgliedstaaten der Kommission den Entwurf eines zwischenstaatlichen Abkommens 
über Gas oder Öl vorab notifizieren, bevor es für die Vertragsparteien rechtsverbindlich wird. Im Geiste der 
Zusammenarbeit sollte die Kommission den Mitgliedstaat dabei unterstützen, Problempunkte hinsichtlich der 
Einhaltung des Unionsrechts durch den Entwurf des zwischenstaatlichen Abkommens oder der Änderung zu 
ermitteln. Der betreffende Mitgliedstaat hätte dann bessere Voraussetzungen, um ein Abkommen zu schließen, 
das das Unionsrecht einhält. 

(11)  Die Kommission sollte genügend Zeit für eine solche Prüfung haben, um größtmögliche Rechtssicherheit zu 
schaffen; gleichzeitig sollten unnötige Verzögerungen vermieden werden. Die Kommission sollte gegebenenfalls 
eine Verkürzung der für ihre Prüfung vorgesehenen Fristen in Betracht ziehen, insbesondere wenn ein 
Mitgliedstaat dies beantragt oder wenn ein Mitgliedstaat die Kommission in der Verhandlungsphase hinreichend 
detailliert informiert hat, wobei zu berücksichtigen ist, in welchem Umfang der Entwurf des zwischenstaatlichen 
Abkommens oder der Änderung auf Musterklauseln beruht. Um in vollem Umfang Nutzen aus der Unterstützung 
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der Kommission zu ziehen, sollten die Mitgliedstaaten davon absehen, vor der Unterrichtung des jeweiligen 
Mitgliedstaats durch die Kommission über das Ergebnis ihrer Prüfung ein zwischenstaatliches Abkommen über 
Gas oder Öl oder ein zwischenstaatliches Abkommen in Bezug auf Elektrizität abzuschließen, wenn sich der 
Mitgliedstaat dafür entschieden hat, die Vorabprüfung der Kommission zu beantragen. Die Mitgliedstaaten sollten 
alle notwendigen Schritte unternehmen, um eine geeignete Lösung zur Beseitigung der festgestellten Unverein­
barkeiten zu erreichen. 

(12)  Vor dem Hintergrund der Strategie für die Energieunion ist Transparenz in Bezug auf frühere und künftige 
zwischenstaatliche Abkommen nach wie vor von größter Bedeutung und ein wichtiges Element bei der 
Sicherstellung einer stabilen Energieversorgung der Union. Daher sollten die Mitgliedstaaten der Kommission 
weiterhin bestehende und künftige zwischenstaatliche Abkommen unabhängig davon, ob sie in Kraft getreten 
sind oder im Sinne des Artikels 25 des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge vorläufig 
angewandt werden, sowie neue zwischenstaatliche Abkommen notifizieren. 

(13)  Die Kommission sollte die Vereinbarkeit zwischenstaatlicher Abkommen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Beschlusses gelten oder vorläufig angewandt werden, mit dem Unionsrecht prüfen und die Mitgliedstaaten 
entsprechend unterrichten. Im Fall der Unvereinbarkeit sollten die Mitgliedstaaten alle notwendigen Schritte 
unternehmen, um eine geeignete Lösung zur Beseitigung der festgestellten Unvereinbarkeit zu erreichen. 

(14)  Dieser Beschluss sollte für zwischenstaatliche Abkommen gelten. Zwischenstaatliche Abkommen bringen 
insbesondere über ihren Inhalt und unabhängig von ihrer formalen Bezeichnung die Absicht der Vertragsparteien 
zum Ausdruck, dass das jeweilige Abkommen ganz oder teilweise verbindlich sein sollte. Es sollten nur solche 
zwischenstaatlichen Abkommen notifiziert werden, die den Bezug, den Handel, den Verkauf, die Durchleitung, 
die Lagerung oder die Lieferung von bzw. mit Energie in oder an mindestens einem/einen Mitgliedstaat oder die 
Errichtung oder den Betrieb von Energieinfrastruktur mit einer physischen Verbindung mit mindestens einem 
Mitgliedstaat betreffen. Im Zweifelsfall sollten die Mitgliedstaaten unverzüglich die Kommission konsultieren. 
Grundsätzlich sollten Abkommen, die nicht mehr in Kraft sind oder nicht mehr angewandt werden, nicht unter 
diesen Beschluss fallen. 

(15)  Die Rechtsverbindlichkeit eines Instruments, oder von Teilen davon, und nicht seine formale Bezeichnung ist 
ausschlaggebend für seine Einstufung als zwischenstaatliches Abkommen oder — bei fehlender Rechtsverbind­
lichkeit — als nicht verbindliches Instrument im Sinne dieses Beschlusses. 

(16)  Die Mitgliedstaaten bauen nicht nur durch den Abschluss zwischenstaatlicher Abkommen Beziehungen zu 
Drittländern auf, sondern auch in Form von nicht verbindlichen Instrumenten, deren formale Bezeichnung häufig 
Memorandum of Understanding, Gemeinsame Erklärung, Gemeinsame Ministererklärung, Gemeinsame 
Maßnahme, Gemeinsamer Verhaltenskodex oder ähnlich lautet. Weil diese Instrumente rechtlich nicht verbindlich 
sind, können die Mitgliedstaaten rechtlich nicht verpflichtet werden, sie durchzuführen, und zwar auch dann 
nicht, wenn diese Durchführung nicht mit dem Unionsrecht vereinbar ist. Auch wenn sie rechtlich nicht 
verbindlich sind, können solche Instrumente verwendet werden, um einen detaillierten Rahmen für die Energiein­
frastruktur und die Energieversorgung festzulegen. Im Interesse größerer Transparenz sollten die Mitgliedstaaten 
der Kommission nicht verbindliche Instrumente übermitteln können, nämlich Vereinbarungen zwischen einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten und einem oder mehreren Drittländern, die rechtlich nicht verbindlich sind und in 
denen die Bedingungen für die Energieversorgung oder für den Ausbau von Energieinfrastrukturen, auch durch 
eine darin enthaltene entsprechende Auslegung des Unionsrechts, festgelegt sind, oder Änderungen solcher nicht 
verbindlichen Instrumente, einschließlich etwaiger Anhänge. Wird in einem nicht verbindlichen Instrument oder 
einer Änderung ausdrücklich auf andere Texte Bezug genommen, sollte der Mitgliedstaat auch diese anderen Texte 
übermitteln können. 

(17)  Für zwischenstaatliche Abkommen und nicht bindende Instrumente, die der Kommission in ihrer Gesamtheit auf 
der Grundlage anderer Rechtsakte der Union notifiziert werden müssen oder die Aspekte betreffen, die in den 
Anwendungsbereich des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft fallen, sollte dieser 
Beschluss nicht gelten. 

(18)  Dieser Beschluss sollte keine Verpflichtungen in Bezug auf Vereinbarungen zwischen Unternehmen begründen. 
Den Mitgliedstaaten sollte es jedoch freistehen, der Kommission freiwillig solche Vereinbarungen mitzuteilen, auf 
die in zwischenstaatlichen Abkommen oder nicht verbindlichen Instrumenten ausdrücklich verwiesen wird. 

(19)  Die Kommission sollte die ihr übermittelten Informationen über zwischenstaatliche Abkommen allen übrigen 
Mitgliedstaaten in gesicherter elektronischer Form zur Verfügung stellen, um die Koordination und Transparenz 
zwischen den Mitgliedstaaten zu verbessern und so deren Verhandlungsposition gegenüber Drittländern zu 
stärken. Die Kommission sollte dem Ersuchen der Mitgliedstaaten nachkommen, die ihr übermittelten 
Informationen vertraulich zu behandeln. Ersuchen um vertrauliche Behandlung sollten jedoch den Zugang der 
Kommission zu vertraulichen Informationen nicht einschränken, da die Kommission für ihre Prüfungen 
umfassende Informationen benötigt. Die Kommission sollte dafür verantwortlich sein sicherzustellen, dass die 
Geheimhaltungsklausel zur Anwendung kommt. Ersuchen um Vertraulichkeit lassen das Recht auf Zugang zu 
Dokumenten gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates (1) 
unberührt. 
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(20)  Falls ein Mitgliedstaat ein zwischenstaatliches Abkommen als vertraulich betrachtet, sollte er der Kommission eine 
Zusammenfassung dieses Abkommens zur Verfügung stellen, die den Gegenstand, das Ziel, den 
Anwendungsbereich, die Geltungsdauer und die Parteien des Abkommens sowie Informationen über seine 
wichtigsten Bestandteile enthält, damit diese Zusammenfassung allen übrigen Mitgliedstaaten zur Kenntnis 
gebracht werden kann. 

(21)  Ein ständiger Informationsaustausch über zwischenstaatliche Abkommen auf Unionsebene sollte es ermöglichen, 
dass sich bewährte Verfahren herausbilden. Ausgehend von diesen bewährten Verfahren sollte die Kommission in 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und in Bezug auf die Außenpolitik der Union gegebenenfalls in 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Auswärtigen Dienst fakultative Musterklauseln zur Verwendung in 
zwischenstaatlichen Abkommen zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern und Leitlinien ausarbeiten, 
einschließlich einer Liste von Beispielen für Klauseln, die das Unionsrecht missachten und daher nicht verwendet 
werden sollten. Die Verwendung solcher Musterklauseln sollte darauf abzielen, Kollisionen zwischenstaatlicher 
Abkommen mit dem Unionsrecht, insbesondere den Vorschriften des Energiebinnenmarkts und dem 
Wettbewerbsrecht der Union, sowie Kollisionen mit den von der Union geschlossenen internationalen 
Abkommen vorzubeugen. Diese Musterklauseln oder Leitlinien sollten den zuständigen Behörden als Referenzin­
strument dienen und werden auf diese Weise einen Beitrag zu mehr Transparenz und Vereinbarkeit mit dem 
Unionsrecht leisten. Die Verwendung dieser Musterklauseln sollte fakultativ sein, und es sollte möglich sein, ihren 
Inhalt an die jeweiligen Gegebenheiten anzupassen. 

(22)  Eine bessere gegenseitige Kenntnis bestehender und neuer zwischenstaatlicher Abkommen sollte mehr 
Transparenz und eine bessere Koordinierung in Energieangelegenheiten zwischen den Mitgliedstaaten sowie 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission ermöglichen. Infolge einer solchen verbesserten Koordinierung 
sollten die Mitgliedstaaten in vollem Umfang Nutzen aus dem politischen und wirtschaftlichen Gewicht der Union 
ziehen können, und der Kommission sollte es ermöglicht werden, Lösungen für die im Bereich der zwischen­
staatlichen Abkommen festgestellten Probleme vorzuschlagen. 

(23)  Die Kommission sollte die Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten mit dem Ziel erleichtern und fördern, die 
allgemeine strategische Rolle der Union im Energiebereich durch einen genau definierten und wirksamen 
koordinierten Ansatz gegenüber den Erzeuger-, Transit- und Verbraucherländern zu stärken. 

(24)  Da das Ziel dieses Beschlusses, nämlich der Austausch von Informationen zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission über zwischenstaatliche Abkommen im Energiebereich, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend 
verwirklicht werden kann, sondern vielmehr wegen seiner Wirkung in allen Mitgliedstaaten auf Unionsebene 
besser zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die Europäische 
Union verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht der vorliegende Beschluss nicht über das für die Verwirklichung dieses 
Ziels erforderliche Maß hinaus. 

(25) Die Bestimmungen dieses Beschlusses sollten die Anwendung der Vorschriften der Union über Vertragsver­
letzungen, staatliche Beihilfen und den Wettbewerb unberührt lassen. Insbesondere hat die Kommission gemäß 
Artikel 258 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) das Recht, ein Vertragsverlet­
zungsverfahren einzuleiten, wenn sie der Auffassung ist, dass ein Mitgliedstaat gegen seine Verpflichtungen aus 
dem AEUV verstoßen hat. 

(26)  Die Kommission sollte bewerten, ob dieser Beschluss für die Sicherstellung der Einhaltung des Unionsrechts durch 
zwischenstaatliche Abkommen und eines hohen Maßes an Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten in Bezug 
auf zwischenstaatliche Abkommen im Energiebereich ausreicht und wirksam ist. 

(27)  Der Beschluss Nr. 994/2012/EU sollte daher aufgehoben werden — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 

(1) Mit diesem Beschluss wird ein Mechanismus für den Austausch von Informationen über zwischenstaatliche 
Abkommen im Energiebereich im Sinne des Artikels 2 zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission mit dem Ziel 
eingerichtet, das Funktionieren des Energiebinnenmarkts sicherzustellen und die Energieversorgungssicherheit in der 
Union zu verbessern. 
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(2) Dieser Beschluss gilt nicht für zwischenstaatliche Abkommen, die in ihrer Gesamtheit bereits Gegenstand anderer 
spezieller Notifizierungsverfahren nach dem Unionsrecht sind. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Beschlusses bezeichnet der Ausdruck  

1. „zwischenstaatliches Abkommen“ jedes rechtlich verbindliche Abkommen, unabhängig von seiner formalen 
Bezeichnung, zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaaten und einem oder mehreren Drittländern oder zwischen 
einem oder mehreren Mitgliedstaaten und einer internationalen Organisation, das Folgendes betrifft: 

a)  den Kauf, den Handel, den Verkauf, die Durchleitung, die Speicherung oder die Lieferung von bzw. mit Energie in 
oder an mindestens einem/einen Mitgliedstaat oder 

b)  die Errichtung oder den Betrieb einer Energieinfrastruktur mit einer physischen Verbindung zu mindestens einem 
Mitgliedstaat; 

erstreckt sich ein solches rechtlich verbindliches Abkommen jedoch auch auf andere als die in Buchstaben a und b 
genannten Angelegenheiten, werden nur diejenigen Bestimmungen, die mit den genannten Buchstaben in 
Zusammenhang stehen, und die allgemeinen Bestimmungen, die für diese energiebezogenen Bestimmungen gelten, 
als zwischenstaatliches Abkommen betrachtet;  

2. „bestehendes zwischenstaatliches Abkommen“ ein zwischenstaatliches Abkommen, das am 2. Mai 2017 gilt oder 
vorläufig angewandt wird;  

3. „nicht verbindliches Instrument“ eine Vereinbarung zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaaten und einem oder 
mehreren Drittländern, die rechtlich nicht verbindlich ist, beispielsweise in Form eines Memorandum of 
Understanding, einer Gemeinsamen Erklärung, einer Gemeinsamen Ministererklärung, einer Gemeinsamen 
Maßnahme oder eines Gemeinsamen Verhaltenskodex, und in der die Bedingungen für die Energieversorgung, wie 
Mengen und Preise, oder für den Ausbau von Energieinfrastruktur festgelegt werden;  

4. „bestehendes nicht verbindliches Instrument“ ein nicht verbindliches Instrument, das vor dem 2. Mai 2017 
unterzeichnet oder auf andere Weise vereinbart worden ist. 

Artikel 3 

Notifizierungspflichten in Bezug auf zwischenstaatliche Abkommen 

(1) Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, Verhandlungen mit einem Drittland oder einer internationalen Organisation 
aufzunehmen, um ein zwischenstaatliches Abkommen zu ändern oder ein neues zwischenstaatliches Abkommen zu 
schließen, unterrichtet er die Kommission darüber schriftlich so früh wie möglich vor der geplanten Aufnahme der 
Verhandlungen. 

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission regelmäßig über den Fortschritt der Verhandlungen. Die an 
die Kommission übermittelten Informationen enthalten Angaben zu den Bestimmungen, die Gegenstand der 
Verhandlungen sein sollen, sowie zu den Verhandlungszielen, und zwar gemäß Artikel 8. 

(2) Sobald die Vertragsparteien eine Einigung über alle wesentlichen Bestandteile des Entwurfs eines zwischen­
staatlichen Abkommens in Bezug auf Gas oder Öl oder einer Änderung eines zwischenstaatlichen Abkommens in Bezug 
auf Gas oder Öl erzielt haben, aber vor Abschluss der förmlichen Verhandlungen, notifiziert der betreffende Mitgliedstaat 
der Kommission den Abkommens- oder Änderungsentwurf einschließlich etwaiger Anhänge für die Vorabprüfung nach 
Artikel 5. 

Wird in diesem Abkommens- oder Änderungsentwurf ausdrücklich auf andere Texte Bezug genommen, übermittelt der 
betreffende Mitgliedstaat auch diese anderen Texte, soweit sie Elemente enthalten, die den Kauf, den Handel, den Verkauf, 
die Durchleitung, die Speicherung oder die Lieferung von bzw. mit Gas oder Öl in oder an mindestens einem/einen 
Mitgliedstaat oder die Errichtung oder den Betrieb einer Gas- oder Ölinfrastruktur mit einer physischen Verbindung zu 
mindestens einem Mitgliedstaat betreffen. 

(3) Verhandelt ein Mitgliedstaat über den Abschluss oder die Änderung eines zwischenstaatlichen Abkommens in 
Bezug auf Elektrizität, und war es ihm auf der Grundlage seiner eigenen Prüfung nicht möglich, eindeutig festzustellen, 
dass das zwischenstaatliche Abkommen oder die Änderung, über das bzw. die verhandelt wird, mit dem Unionsrecht 
vereinbar ist, hat er den Abkommens- oder Änderungsentwurf einschließlich etwaiger Anhänge der Kommission für die 
Vorabprüfung nach Artikel 5 zu notifizieren, sobald die Vertragsparteien eine Einigung über alle wesentlichen 
Bestandteile des Entwurfs des zwischenstaatlichen Abkommens oder der Änderung des zwischenstaatlichen Abkommens 
erzielt haben, aber noch vor Abschluss der förmlichen Verhandlungen. 
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(4) Die Mitgliedstaaten können von Absatz 2 Unterabsätze 1 und 2 für zwischenstaatliche Abkommen oder 
Änderungen in Bezug auf Elektrizität Gebrauch machen. 

(5) Nach der Ratifizierung eines zwischenstaatlichen Abkommens oder einer Änderung eines zwischenstaatlichen 
Abkommens notifiziert der betreffende Mitgliedstaat der Kommission das zwischenstaatliche Abkommen oder die 
Änderung einschließlich etwaiger Anhänge. Hat die Kommission eine Stellungnahme nach Artikel 5 Absatz 2 abgegeben 
und ist der betreffende Mitgliedstaat von der Stellungnahme der Kommission abgewichen, sollte dieser Mitgliedstaat der 
Kommission unverzüglich die Gründe seiner Entscheidung schriftlich darlegen. 

Wird in dem ratifizierten zwischenstaatlichen Abkommen oder der Änderung des zwischenstaatlichen Abkommens 
ausdrücklich auf andere Texte Bezug genommen, übermittelt der betreffende Mitgliedstaat auch diese anderen Texte, 
soweit sie Elemente enthalten, die den Kauf, den Handel, den Verkauf, die Durchleitung, die Speicherung oder die 
Lieferung von bzw. mit Energie in oder an mindestens einem/einen Mitgliedstaat oder die Errichtung oder den Betrieb 
einer Energieinfrastruktur mit einer physischen Verbindung zu mindestens einem Mitgliedstaat betreffen. 

(6) Die Pflicht zur Notifizierung bei der Kommission gemäß den Absätzen 2, 3 und 5 gilt nicht für Vereinbarungen 
zwischen Unternehmen. 

Hat ein Mitgliedstaat Zweifel, ob es sich bei einer Vereinbarung um ein zwischenstaatliches Abkommen handelt, das 
demnach gemäß diesem Artikel und Artikel 6 zu notifizieren ist, hat er unverzüglich die Kommission zu konsultieren. 

(7) Sämtliche Notifizierungen gemäß den Absätzen 1 bis 5 dieses Artikels und Artikel 6 Absätze 1 und 2 erfolgen 
über eine webgestützte Anwendung, die von der Kommission bereitgestellt wird. Die in Artikel 5 Absätze 1 und 2 sowie 
in Artikel 6 Absatz 3 genannten Fristen laufen ab dem Zeitpunkt, an dem das vollständige Notifizierungsdossier in der 
Anwendung registriert worden ist. 

Artikel 4 

Unterstützung durch die Kommission 

(1) Meldet ein Mitgliedstaat der Kommission gemäß Artikel 3 Absatz 1 die Aufnahme von Verhandlungen, können 
die Kommissionsdienststellen ihn dazu beraten, wie sich die Unvereinbarkeit des zwischenstaatlichen Abkommens oder 
der Änderung eines zwischenstaatlichen Abkommens, über das bzw. die verhandelt wird, mit dem Unionsrecht 
verhindern lässt. Diese Beratung kann fakultative Musterklauseln und Leitlinien umfassen, die von der Kommission 
gemäß Artikel 9 Absatz 2 in Absprache mit den Mitgliedstaaten ausgearbeitet werden. 

Die Dienststellen der Kommission können den betreffenden Mitgliedstaat zudem auf die einschlägigen energiepolitischen 
Ziele der Union, darunter auch das der Energieunion, aufmerksam machen. 

Der betreffende Mitgliedstaat kann die Kommission auch um Unterstützung bei diesen Verhandlungen ersuchen. 

(2) Auf Ersuchen des betreffenden Mitgliedstaats kann die Kommission als Beobachterin an den Verhandlungen 
teilnehmen. Die Kommission kann darum ersuchen, als Beobachterin an den Verhandlungen teilzunehmen, sofern sie es 
für erforderlich erachtet. Die Teilnahme der Kommission bedarf der schriftlichen Zustimmung des betreffenden 
Mitgliedstaats. 

(3) Nimmt die Kommission als Beobachterin an den Verhandlungen teil, kann sie den betreffenden Mitgliedstaat dazu 
beraten, wie sich die Unvereinbarkeit des zwischenstaatlichen Abkommens oder der Änderung, über das bzw. die 
verhandelt wird, mit dem Unionsrecht verhindern lässt. 

Artikel 5 

Prüfung durch die Kommission 

(1) Innerhalb von fünf Wochen nach einer gemäß Artikel 3 Absatz 2 erfolgten Notifizierung des vollständigen 
Entwurfs des zwischenstaatlichen Abkommens oder der Änderung, einschließlich etwaiger Anhänge, unterrichtet die 
Kommission den betreffenden Mitgliedstaat über jegliche Zweifel hinsichtlich der Vereinbarkeit des Entwurfs des 
zwischenstaatlichen Abkommens oder der Änderung mit dem Unionsrecht. Erfolgt innerhalb dieser Frist keine Reaktion 
seitens der Kommission, wird davon ausgegangen, dass die Kommission keine diesbezüglichen Zweifel hat. 
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(2) Unterrichtet die Kommission den betreffenden Mitgliedstaat nach Absatz 1 davon, dass sie Zweifel hat, übermittelt 
sie dem betreffenden Mitgliedstaat innerhalb von zwölf Wochen nach der in Absatz 1 genannten Notifizierung ihre 
Stellungnahme zu der Vereinbarkeit des Entwurfs des zwischenstaatlichen Abkommens oder der Änderung mit dem 
Unionsrecht, insbesondere mit den Vorschriften des Energiebinnenmarkts und dem Wettbewerbsrecht der Union. Erfolgt 
innerhalb dieser Frist keine Stellungnahme der Kommission, wird davon ausgegangen, dass die Kommission keine 
Einwände erhoben hat. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Fristen können mit Zustimmung des betreffenden Mitgliedstaats 
verlängert werden. Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Fristen werden im Einvernehmen mit der Kommission 
verkürzt, wenn die Umstände dies rechtfertigen, damit die Verhandlungen fristgemäß abgeschlossen werden können. 

(4) Der Mitgliedstaat darf den Entwurf des zwischenstaatlichen Abkommens oder der Änderung nicht unterzeichnen, 
ratifizieren oder ihm zustimmen, bis die Kommission den Mitgliedstaat gegebenenfalls von Zweifeln nach Absatz 1 
unterrichtet bzw. ihre Stellungnahme nach Absatz 2 abgegeben hat oder — bei Ausbleiben einer Antwort oder 
Stellungnahme der Kommission — bis die in Absatz 1 oder gegebenenfalls die in Absatz 2 genannte Frist abgelaufen ist. 

Vor der Unterzeichnung und Ratifizierung eines zwischenstaatlichen Abkommens oder einer Änderung oder der 
Zustimmung dazu trägt der betreffende Mitgliedstaat der in Absatz 2 genannten Stellungnahme der Kommission 
umfassend Rechnung. 

Artikel 6 

Notifizierungspflichten und Prüfung durch die Kommission in Bezug auf bestehende zwischen­
staatliche Abkommen und auf neue zwischenstaatliche Abkommen über Elektrizität 

(1) Bis zum 3. August 2017 notifizieren die Mitgliedstaaten der Kommission alle bestehenden zwischenstaatlichen 
Abkommen, einschließlich etwaiger Anhänge und Änderungen. 

Wird in dem bestehenden zwischenstaatlichen Abkommen ausdrücklich auf andere Texte Bezug genommen, übermittelt 
der betreffende Mitgliedstaat auch diese anderen Texte, soweit sie Elemente enthalten, die den Kauf, den Handel, den 
Verkauf, die Durchleitung, die Speicherung oder die Lieferung von bzw. mit Energie in oder an mindestens einem/einen 
Mitgliedstaat oder die Errichtung oder den Betrieb von Energieinfrastruktur mit einer physischen Verbindung zu 
mindestens einem Mitgliedstaat betreffen. 

Die in diesem Absatz festgelegte Pflicht zur Notifizierung bei der Kommission gilt nicht für Vereinbarungen zwischen 
Unternehmen. 

(2) Bestehende zwischenstaatliche Abkommen, die der Kommission am 2. Mai 2017 bereits gemäß Artikel 3 
Absatz 1 oder Absatz 5 des Beschlusses Nr. 994/2012/EU oder Artikel 13 Absatz 6 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
Nr. 994/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates (1) notifiziert wurden, gelten als für die Zwecke des 
Absatzes 1 notifiziert, sofern diese Notifizierung die Anforderungen des genannten Absatzes erfüllt. 

(3) Die Kommission prüft die gemäß Absatz 1 oder 2 dieses Artikels notifizierten zwischenstaatlichen Abkommen 
sowie die gemäß Artikel 3 Absatz 5 notifizierten zwischenstaatlichen Abkommen in Bezug auf Elektrizität. Hat die 
Kommission nach ihrer ersten Prüfung Zweifel hinsichtlich der Vereinbarkeit dieser Abkommen mit dem Unionsrecht, 
insbesondere mit den Vorschriften des Energiebinnenmarkts und dem Wettbewerbsrecht der Union, unterrichtet sie den 
betreffenden Mitgliedstaat darüber innerhalb von neun Monaten nach der Notifizierung dieser Abkommen. 

Artikel 7 

Notifizierung in Bezug auf nicht verbindliche Instrumente 

(1) Vor oder nach der Annahme eines nicht verbindlichen Instruments oder einer Änderung eines nicht verbindlichen 
Instruments können die Mitgliedstaaten der Kommission das nicht verbindliche Instrument oder die Änderung, 
einschließlich etwaiger Anhänge, notifizieren. 
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(2) Die Mitgliedstaaten können zudem der Kommission bestehende nicht verbindliche Instrumente, einschließlich 
etwaiger Anhänge und Änderungen, notifizieren. 

(3) Wird in dem nicht verbindlichen Instrument oder der Änderung eines nicht verbindlichen Instruments 
ausdrücklich auf andere Texte Bezug genommen, kann der betreffende Mitgliedstaat auch diese anderen Texte 
übermitteln, soweit sie Elemente enthalten, mit denen die Bedingungen für die Energieversorgung, wie Mengen und 
Preise, oder für den Ausbau von Energieinfrastruktur festgelegt werden. 

Artikel 8 

Transparenz und Vertraulichkeit 

(1) Bei der Übermittlung von Informationen an die Kommission gemäß Artikel 3 Absätze 1 bis 5, Artikel 6 Absatz 1 
und Artikel 7 kann der Mitgliedstaat angeben, ob ein Teil der Informationen, seien es geschäftliche oder andere 
Informationen, deren Offenlegung der Tätigkeit der beteiligten Parteien schaden könnte, als vertraulich zu behandeln ist 
und ob die übermittelten Informationen an andere Mitgliedstaaten weitergegeben werden dürfen. 

Ein Mitgliedstaat macht eine solche Angabe zu den in Artikel 6 Absatz 2 genannten bestehenden Abkommen bis zum 
3. August 2017. 

(2) Hat ein Mitgliedstaat die Informationen nicht gemäß Absatz 1 als vertraulich ausgewiesen, stellt die Kommission 
diese Informationen allen anderen Mitgliedstaaten in gesicherter elektronischer Form zur Verfügung. 

(3) Hat ein Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 ein bestehendes zwischenstaatliches Abkommen, eine Änderung eines 
zwischenstaatlichen Abkommens oder ein neues zwischenstaatliches Abkommen als vertraulich eingestuft, stellt er eine 
Zusammenfassung der übermittelten Informationen zur Verfügung. 

Diese Zusammenfassung enthält mindestens folgende Informationen über das zwischenstaatliche Abkommen oder die 
Änderung: 

a)  den Gegenstand, 

b)  das Ziel und den Anwendungsbereich, 

c)  die Geltungsdauer, 

d)  die Parteien des Abkommens, 

e)  Informationen über die wichtigsten Bestandteile. 

Dieser Absatz gilt nicht für Informationen, die gemäß Artikel 3 Absätze 1 bis 4 übermittelt werden. 

(4) Die Kommission stellt die in Absatz 3 genannten Zusammenfassungen allen anderen Mitgliedstaaten in 
elektronischer Form zur Verfügung. 

(5) Durch Ersuchen um Wahrung der Vertraulichkeit nach dem vorliegenden Artikel wird der Zugang der 
Kommission zu vertraulichen Informationen nicht eingeschränkt. Die Kommission stellt sicher, dass der Zugriff auf die 
vertraulichen Informationen strikt auf die Kommissionsdienststellen beschränkt ist, die unbedingt auf diese 
Informationen zugreifen müssen. Die Vertreter der Kommission behandeln sensible Informationen über Verhandlungen 
bezüglich zwischenstaatlicher Abkommen, die ihnen im Lauf solcher Verhandlungen aufgrund der Artikel 3 und 4 
zugehen, mit der gebotenen Vertraulichkeit. 

Artikel 9 

Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten 

(1) Die Kommission erleichtert und fördert die Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten im Hinblick auf 

a)  die Überprüfung von Entwicklungen im Zusammenhang mit zwischenstaatlichen Abkommen und das Bemühen um 
Kohärenz in den auswärtigen energiepolitischen Beziehungen der Union zu Erzeuger-, Transit- und 
Verbraucherländern; 
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b)  die Ermittlung gemeinsamer Probleme im Zusammenhang mit zwischenstaatlichen Abkommen und Überlegungen zu 
geeigneten Maßnahmen zur Bewältigung dieser Probleme und gegebenenfalls die Unterbreitung von Leitlinien und 
Lösungsvorschlägen; 

c)  die Unterstützung — wo dies angezeigt ist — bei der Ausarbeitung multilateraler zwischenstaatlicher Abkommen, an 
denen mehrere Mitgliedstaaten oder die Union als Ganzes beteiligt sind. 

(2) Bis zum 3. Mai 2018 arbeitet die Kommission auf der Grundlage bewährter Verfahren und in Absprache mit den 
Mitgliedstaaten fakultative Musterklauseln und Leitlinien aus, einschließlich einer Liste von Beispielen für Klauseln, die 
das Unionsrecht missachten und daher nicht verwendet werden sollten. Bei ordnungsgemäßer Verwendung würden diese 
fakultativen Musterklauseln und Leitlinien die Einhaltung des Unionsrechts durch künftige zwischenstaatliche 
Abkommen wesentlich verbessern. 

Artikel 10 

Berichterstattung und Überprüfung 

(1) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem Rat, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
und dem Ausschuss der Regionen bis zum 1. Januar 2020 einen Bericht über die Anwendung dieses Beschlusses vor. 

(2) In dem Bericht wird insbesondere bewertet, inwieweit dieser Beschluss der Einhaltung des Unionsrechts durch 
zwischenstaatliche Abkommen, auch was den Bereich der Elektrizität betrifft, förderlich ist und zu einem hohen Maß an 
Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten hinsichtlich zwischenstaatlicher Abkommen beiträgt. Außerdem wird 
bewertet, wie sich dieser Beschluss auf die Verhandlungen von Mitgliedstaaten mit Drittländern ausgewirkt hat und ob 
der Anwendungsbereich dieses Beschlusses und die in ihm festgelegten Verfahren angemessen sind. Dem Bericht wird 
gegebenenfalls ein Vorschlag zur Änderung dieses Beschlusses beigefügt. 

Artikel 11 

Aufhebung 

Der Beschluss Nr. 994/2012/EU wird mit Wirkung zum 2. Mai 2017 aufgehoben. 

Artikel 12 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 13 

Adressaten 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Straßburg am 5. April 2017. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 

Der Präsident 
A. TAJANI  

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
I. BORG   
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/685 DES RATES 

vom 11. April 2017 

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 des Rates über restriktive Maßnahmen 
gegen bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 359/2011 des Rates vom 12. April 2011 über restriktive Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Iran (1), insbesondere auf Artikel 12 
Absatz 4, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 12. April 2011 die Verordnung (EU) Nr. 359/2011 angenommen. 

(2)  Auf der Grundlage einer Überarbeitung des Beschlusses 2011/235/GASP (2) des Rates hat der Rat beschlossen, 
dass die darin enthaltenen restriktiven Maßnahmen bis zum 13. April 2018 verlängert werden sollten. 

(3)  Der Rat ist außerdem zu dem Schluss gelangt, dass die Einträge zu bestimmten, in Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 359/2011 aufgeführten Personen aktualisiert werden sollten. 

(4)  Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 sollte entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 wird nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 11. April 2017. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
L. GRECH  
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ANHANG 

Die folgenden Einträge ersetzen die in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 enthaltenen Einträge zu den unten 
aufgeführten Personen.  

Name Identifizierungsinfor­
mation Gründe 

Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

„20. MOGHISSEH 
Mohammad (alias 
NASSERIAN)  

Richter, Leiter des Revolutionsgerichts von Teheran, Abtei­
lung 28. Gilt auch als verantwortlich für Verurteilungen von 
Mitgliedern der Gemeinschaft der Bahai. Er war mit Fällen 
von Teilnehmern an den Protesten nach den Wahlen befasst. 
Er verhängte im Rahmen unfairer Gerichtsverfahren gegen 
soziale und politische Aktivisten und Journalisten lange Ge­
fängnisstrafen und in mehreren Fällen die Todesstrafe für Pro­
testteilnehmer und soziale und politische Aktivisten. 

12.4.2011 

22. MORTAZAVI Said Geburtsort: Meybod, 
Yazd (Iran) — 

Geburtsdatum: 1967 

Ehemaliger Generalstaatsanwalt von Teheran (bis August 
2009). Als Generalstaatsanwalt von Teheran stellte er eine 
Blankovollmacht für die Inhaftierung Hunderter Aktivisten, 
Journalisten und Studenten aus. Im Januar 2010 wurde in ei­
ner parlamentarischen Untersuchung festgestellt, dass er un­
mittelbar verantwortlich war für die Inhaftierung von drei 
Männern, die anschließend in der Haft verstarben. Er wurde 
nach einer Untersuchung seiner Rolle beim Tod der drei Män­
ner, die nach den Wahlen auf seine Anordnung hin festge­
nommen wurden, durch die iranische Justiz im August 2010 
vom Amt suspendiert. Im November 2014 wurde seine Rolle 
beim Tod von Gefangenen von den iranischen Behörden offi­
ziell anerkannt. Er wurde am 19. August 2015 von einem 
iranischen Gericht von Anschuldigungen im Zusammenhang 
mit der Folter und dem Tod von drei jungen Männern in der 
Haftanstalt Kahrizak im Jahr 2009 freigesprochen. 

12.4.2011 

23. PIR-ABASSI Abbas  Magistrat einer Strafgerichtskammer. Ehemaliger Richter am 
Revolutionsgericht in Teheran, Abteilung 26. Er war für Fälle 
von Teilnehmern an den Protesten nach den Wahlen zustän­
dig; er verhängte im Rahmen unfairer Gerichtsverfahren ge­
gen Menschenrechtsaktivisten lange Gefängnisstrafen und in 
mehreren Fällen die Todesstrafe für Protestteilnehmer. 

12.4.2011 

25. SALAVATI 
Abdolghassem  

Richter, Leiter des Revolutionsgerichts von Teheran, Abtei­
lung 15. Untersuchungsrichter am Teheraner Tribunal. Er ist 
für Fälle von Teilnehmern an den Protesten nach den Wahlen 
zuständig und war der vorsitzende Richter der Schauprozesse 
im Sommer 2009; er verurteilte zwei Monarchisten im Rah­
men dieser Schauprozesse zum Tode. Er verurteilte mehr als 
hundert politische Gefangene, Menschenrechtsaktivisten und 
Demonstranten zu langen Gefängnisstrafen. 

12.4.2011 

33. ABBASZADEH- 
MESHKINI, Mahmoud  

Sekretär des Menschenrechtsrats. Ehemaliger Gouverneur der 
Provinz Ilam. Ehemaliger Politischer Direktor im Innenminis­
terium. Als Leiter des Ausschusses nach Artikel 10 des Geset­
zes über die Aktivitäten der politischen Parteien und 
Gruppierungen war er für die Genehmigung von Demonstra­
tionen und anderen öffentlichen Veranstaltungen und für die 
Registrierung von politischen Parteien zuständig. 

Im Jahr 2010 verbot er zeitweilig die Aktivitäten von zwei 
reformpolitischen Parteien, die mit Mussawi in Verbindung 
stehen — der Islamisch-Iranischen Beteiligungsfront und der 
Organisation der Mudschahidin der Islamischen Revolution.  

10.10.2011 
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Ab 2009 hat er durchweg alle nicht von Regierungsstellen 
organisierten Zusammenkünfte verboten und damit das ver­
fassungsmäßige Recht auf Protest verweigert; in der Folge 
wurden in Verletzung des Rechts auf Versammlungsfreiheit 
zahlreiche friedliche Demonstranten verhaftet. 

Ferner hat er der Opposition 2009 die Genehmigung einer 
Trauerfeier für die bei den Protesten gegen die Präsident­
schaftswahlen getöteten Menschen verweigert.  

35. AKHARIAN Hassan  Ehemaliger Aufseher in Trakt 1 des Gefängnisses Radjai 
Shahr in Karadj. Mehrere ehemalige Häftlinge haben angege­
ben, dass sie von ihm gefoltert wurden und dass er befohlen 
hat, Häftlingen keine medizinische Hilfe zukommen zu las­
sen. Aus der Niederschrift eines bekanntgewordenen Häft­
lings des Gefängnisses Radjai Shahr geht hervor, dass er mit 
vollem Wissen Akharians von allen Wächtern schwer ge­
schlagen worden war. Es ist auch bekannt, dass unter der Lei­
tung Akharians mindestens ein Häftling — Mohsen Beikvand 
— zu Tode gekommen ist. 

10.10.2011 

36. AVAEE Seyyed Ali- 
Reza (alias AVAEE 
Seyyed Alireza)  

Direktor des Büros für Sonderermittlungen. Bis Juli 2016 
stellvertretender Innenminister und Leiter des öffentlichen 
Registers. Berater am Disziplinargericht für Richter (seit April 
2014). Ehemaliger Präsident der Gerichtsbarkeit in Teheran. 
In dieser Eigenschaft war er verantwortlich für Menschen­
rechtsverletzungen, willkürliche Verhaftungen, die Verweige­
rung von Gefangenenrechten und die Zunahme von Hinrich­
tungen. 

10.10.2011 

38. FIRUZABADI Maj-Gen 
Dr. Seyyed Hasan 
(alias: FIRUZABADI 
Maj-Gen Dr. Seyed 
Hassan; 
FIROUZABADI Maj- 
Gen Dr. Seyyed 
Hasan; FIROUZABADI 
Maj-Gen Dr. Seyed 
Hassan) 

Geburtsort: 
Maschhad. 

Geburtsdatum: 
3.2.1951 

Als ehemaliger Stabschef der Streitkräfte Irans und höchster 
militärischer Befehlshaber war er verantwortlich für die Lei­
tung aller militärischen Abteilungen und Polizeikräfte, ein­
schließlich des Korps der Islamischen Revolutionsgarden (Is­
lamic Revolutionary Guards Corps, IRGC) und der Polizei. 
Unter seiner formellen Befehlsgewalt sind Einsatzkräfte brutal 
gegen friedliche Demonstranten vorgegangen und haben 
Massenverhaftungen vorgenommen. 

Zudem Mitglied des Obersten Nationalen Sicherheitsrates 
(SNSC) und des Schlichtungsrates. 

10.10.2011 

39. GANJI Mostafa 
Barzegar  

Ehemaliger Generalstaatsanwalt von Qom. Steht derzeit ver­
mutlich im Begriff, einen anderen Posten zu übernehmen. Er 
ist für die willkürliche Verhaftung und Misshandlung Dutzen­
der Straftäter in Qom verantwortlich. Ferner ist er mitschul­
dig an einer schwerwiegenden Verletzung des Rechts auf ein 
ordnungsgemäßes Gerichtsverfahren und hat damit zur über­
mäßigen und zunehmenden Anwendung der Todesstrafe bei­
getragen, was zu einem starken Anstieg der Zahl der Hinrich­
tungen seit Anfang des Jahres geführt hat. 

10.10.2011 

40. HABIBI Mohammad 
Reza  

Leiter des Büros des Justizministeriums in Yazd. Ehemaliger 
stellvertretender Staatsanwalt von Isfahan. Steht derzeit ver­
mutlich im Begriff, einen anderen Posten zu übernehmen. 
Mitschuldig an Gerichtsverfahren, bei denen das Recht der 
Angeklagten auf ein faires Verfahren verweigert wurde, wie 
im Fall von Abdollah Fathi, der im Mai 2011 hingerichtet 
wurde, nachdem sein Anspruch auf rechtliches Gehör miss­
achtet und seine psychischen Gesundheitsprobleme von Ha­
bibi während seines Verfahrens im März 2010 nicht berück­
sichtigt worden waren. Er ist daher mitschuldig an einer 
schwerwiegenden Verletzung des Rechts auf ein ordnungsge­
mäßes Gerichtsverfahren und hat damit zur übermäßigen 
und zunehmenden Anwendung der Todesstrafe und zu ei­
nem starken Anstieg der Zahl der Hinrichtungen seit Anfang 
2011 beigetragen. 

10.10.2011 
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41. HEJAZI Mohammad Geburtsort: Isfahan 

Geburtsdatum: 1956 

Als General der Pasdaran spielte er eine Schlüsselrolle bei der 
Einschüchterung und Bedrohung der ”Feinde” Irans und bei 
der Bombardierung kurdischer Dörfer in Irak. Ehemaliger Be­
fehlshaber des Sarollah-Korps der IRGC in Teheran und ehe­
maliger Befehlshaber der Bassidsch-Milizen; er spielte eine 
zentrale Rolle bei dem brutalen Vorgehen gegen Protestteil­
nehmer nach den Wahlen. 

10.10.2011 

46. KAMALIAN Behrouz 

(Alias: ”Hackers 
Brain”) 

Geburtsort: Teheran 

Geburtsdatum: 1983 

Leiter der mit dem IRGC verbundenen Hacker-Gruppe ”As­
hiyaneh”. Die von Behrouz Kamalian gegründete ”Ashiyaneh” 
Digital Security ist für intensive Internetangriffe auf Mitglie­
der der inländischen Oppositions- und Reformbewegung und 
ausländische Einrichtungen verantwortlich. Am 21. Juni 2009 
waren auf der Website des Kommandos für Cyber-Verteidi­
gung der Revolutionsgarden immer noch Porträtfotos zu se­
hen, die angeblich während der Demonstrationen nach den 
Wahlen aufgenommen wurden. Damit verbunden war ein 
Aufruf an die Iraner, die Aufrührer zu identifizieren. 

10.10.2011 

49. MALEKI Mojtaba  Stellvertretender Leiter des Justizministeriums in der Provinz 
Khorasan-Razavi. Ehemaliger Staatsanwalt von Kermanshah. 
Er spielte eine Rolle bei der dramatischen Zunahme der To­
desurteile in Iran, einschließlich der Strafverfolgung im Fall 
von sieben wegen Drogenhandels verurteilten Gefangenen, 
die noch am selben Tag, d. h. am 3. Januar 2010, im Zentral­
gefängnis von Kermanshah gehängt wurden. 

10.10.2011 

51. SALARKIA Mahmoud Ehemaliger Direktor 
des Teheraner 
Fußballvereins 
”Persepolis” 

Leiter des Ausschusses für Benzin und Verkehr der Stadt Te­
heran. Stellvertreter des Generalstaatsanwalts von Teheran, 
zuständig für Gefängnisangelegenheiten während der Nieder­
schlagung der Proteste von 2009. 

Als Stellvertreter des Generalstaatsanwalts von Teheran für 
Gefängnisangelegenheiten war er für zahlreiche Haftbefehle 
gegen unschuldige, friedlich Protestierende und Aktivisten 
unmittelbar verantwortlich. Zahlreiche Berichte von Men­
schenrechtsverteidigern zeigen, dass auf seine Weisung prak­
tisch alle Festgenommenen ohne Zugang zu ihren Anwälten 
und Familien und ohne Anklage über unterschiedliche Zeit­
räume in Isolationshaft gehalten werden, und zwar oft unter 
Bedingungen, die einem Verschwindenlassen gleichkommen. 
Ihre Familien werden häufig nicht von der Festnahme unter­
richtet. 

10.10.2011 

53. TALA Hossein (alias 
TALA Hosseyn)  

Ehemaliges Mitglied des iranischen Parlaments. Ehemaliger 
Generalgouverneur (”Farmandar”) der Provinz Teheran (bis 
September 2010), zuständig für Polizeieinsätze und somit für 
die Unterdrückung von Demonstrationen. Im Dezember 
2010 wurde er für seine Rolle bei der Niederschlagung der 
Proteste nach den Wahlen ausgezeichnet. 

10.10.2011 

56. BAHRAMI 
Mohammad- Kazem  

Leiter des Verwaltungsgerichtshofs. Er war als Leiter des juris­
tischen Dienstes der Streitkräfte mitverantwortlich für die Re­
pressionen gegen friedliche Demonstranten. 

10.10.2011 

73. FAHRADI Ali  Stellvertretender Leiter der Aufsichtsbehörde für Rechtsfragen 
und öffentliche Kontrolle des Justizministeriums in Teheran. 
Staatsanwalt von Karaj. Verantwortlich für schwere Men­
schenrechtsverletzungen, einschließlich der Durchführung 
von Verfahren, in denen die Todesstrafe verhängt wird. Wäh­
rend seiner Amtszeit als Staatsanwalt kam es im Bezirk Karaj 
zu einer hohen Zahl von Hinrichtungen. 

23.3.2012 
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74. REZVANMA-NESH Ali  Stellvertretender Staatsanwalt der Provinz Karaj, Region Al­
borz. Verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzun­
gen, z. B. Beteiligung an der Hinrichtung eines Jugendlichen. 

23.3.2012 

76. SADEGHI Mohamed  Oberst und stellvertretender Leiter des technischen und cy­
bertechnischen Geheimdienstes des IRGC und verantwortlich 
für das Analysezentrum und die Bekämpfung der organisier­
ten Kriminalität innerhalb der Pasdaran. Verantwortlich für 
die Festnahme und Folter von Bloggern und Journalisten. 

23.3.2012 

79. RASHIDI AGHDAM, 
Ali Ashraf  

Ehemaliger Leiter des Evin-Gefängnisses (Ernennung Mitte 
2012). Die Haftbedingungen haben sich seit seiner Ernen­
nung verschlechtert, und es wird über verstärkte Misshand­
lungen von Häftlingen berichtet. Im Oktober 2012 sind neun 
weibliche Häftlinge in einen Hungerstreik getreten, um gegen 
die Verletzung ihrer Rechte und Gewalttätigkeiten von Ge­
fängniswärtern zu protestieren. 

12.3.2013 

82. SARAFRAZ, 
Mohammad (Dr.) 
(alias Haj-agha 
Sarafraz) 

Geburtsort: Teheran 

Geburtsdatum: 
ca. 1963 

Wohnort: Teheran 

Mitglied des Obersten Cyberspace-Rates. Ehemaliger Präsident 
der Islamic Republic of Iran Broadcasting (IRIB). Als ehemali­
ger Leiter des Weltdienstes und des Pressefernsehens (Press 
TV) der staatlichen Rundfunkgesellschaft des Iran (IRIB) war 
er verantwortlich für alle programmgestalterischen Entschei­
dungen. Eng mit dem Staatssicherheitsapparat verbunden. 
Unter seiner Leitung haben Press TV und IRIB mit den irani­
schen Sicherheitsdiensten und mit Staatsanwälten zusammen­
gearbeitet, um erzwungene Geständnisse von Häftlingen ein­
schließlich des iranisch-kanadischen Journalisten und 
Filmemachers Maziar Bahari im Wochenprogramm ”Iran 
Today” auszustrahlen. Die unabhängige britische Rundfunk- 
Regulierungsstelle OFCOM hat 2011 wegen der Ausstrahlung 
des Geständnisses von Bahari gegen Press TV im Vereinigten 
Königreich eine Geldstrafe in Höhe von 100 000 GBP ver­
hängt; das Geständnis wurde im Gefängnis gefilmt, während 
Bahari unter Zwang stand. Sarafraz steht daher in Verbin­
dung mit Verletzungen des Rechts auf ein ordnungsgemäßes 
und faires Verfahren. 

12.3.2013 

86. MUSAVI-TABAR, 
Seyyed Reza  

Ehemaliger Leiter der Revolutionsstaatsanwaltschaft von Shi­
raz. Verantwortlich für die illegale Festnahme und Misshand­
lung von politischen Aktivisten, Journalisten, Menschen­
rechtsverteidigern, Angehörigen der Bahai-Gemeinschaft und 
Gefangenen aus Gewissensgründen, die schikaniert, gefoltert 
und verhört wurden, und denen der Zugang zu einem An­
walt und ein ordnungsgemäßes Verfahren verweigert wurden. 
Musavi-Tabar hat gerichtliche Anordnungen in der berüchtig­
ten Haftanstalt Nr. 100 (einer Männer-Haftanstalt) unter­
zeichnet, einschließlich einer Anordnung, mit der für die — 
der Bahai-Gemeinschaft angehörende — Inhaftierte Raha Sa­
bet drei Jahre Einzelhaft angeordnet wurden. 

12.3.2013“   
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2017/686 DER KOMMISSION 

vom 1. Februar 2017 

zur Änderung der delegierten Verordnung (EU) 2015/96 in Bezug auf die Anforderungen an die 
Umweltverträglichkeit und die Leistung der Antriebseinheit von land- und forstwirtschaftlichen 

Fahrzeugen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 167/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Februar 2013 über 
die Genehmigung und Marktüberwachung von land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen (1), insbesondere auf 
Artikel 19 Absatz 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach der delegierten Verordnung (EU) 2015/96 der Kommission (2) gelten die als Stufe IIIB bezeichneten 
Emissionsgrenzwerte für Selbstzündungsmotoren der Leistungsstufe 56-130 kW für die Typgenehmigung land- 
und forstwirtschaftlicher Zugmaschinen der Klassen T2, T4.1 und C2, die mit solchen Motoren ausgerüstet sind, 
bis zum 30. September 2016 und für das Inverkehrbringen solcher Zugmaschinen bis zum 30. September 2017. 
Stufe IV, welche strengere Emissionsgrenzwerte als Stufe IIIB vorsieht, würde für die Typgenehmigung von 
solchen Motoren und mit ihnen ausgerüsteten Schmalspurzugmaschinen ab dem 1. Oktober 2016 und für das 
Inverkehrbringen entsprechender Motoren ab dem 1. Oktober 2017 gelten. 

(2)  Um zu verhindern, dass durch das Unionsrecht technische Anforderungen vorgegeben werden, die noch nicht 
erfüllbar sind, und um Situationen zu vermeiden, in denen land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen der 
Klassen T2, T4.1 und C2 mit Motoren der Leistungsstufe 56-130 kW nicht mehr typgenehmigt, in Verkehr 
gebracht oder in Betrieb genommen werden könnten, muss eine Übergangszeit von einem Jahr vorgesehen 
werden. In diesem Zeitraum können Zugmaschinen, die die Emissionsgrenzwerte der Stufe IIIB erfüllen, immer 
noch typgenehmigt, in Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen werden. 

(3) Um der Industrie bei der Anwendung der Grenzwerte der nachfolgenden Stufen IV und V auf land- und forstwirt­
schaftliche Zugmaschinen der Klassen T2, T4.1 und C2 mit Motoren der Leistungsstufe 56-130 kW einen 
reibungslosen Übergang zu ermöglichen, ist es notwendig, die Bedingungen für die Anwendung des Flexibili­
tätssystems an die genannten Zugmaschinen anzupassen und es in der Stufe IV mit einem höheren Prozentsatz 
zuzulassen. 

(4)  Die delegierte Verordnung (EU) 2015/96 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(5)  Die delegierte Verordnung (EU) 2015/96 gilt bereits, während die Änderungen der genannten Verordnung für 
einen reibungslosen Übergang zur Anwendung der Stufe IV auf Zugmaschinen der Klassen T2, T4.1 und C2 erst 
nach dem Anwendungszeitpunkt für diese Stufe (30. September 2016) für die genannten Zugmaschinen infolge 
der Änderung der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 durch die Verordnung (EU) 2016/1628 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (3) möglich und zwingend vorgeschrieben wurden. Diese Verordnung sollte daher so 
bald wie möglich in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die delegierte Verordnung (EU) 2015/96 wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 11 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für die Zwecke der Typgenehmigung und das Inverkehrbringen werden 

a) die in Artikel 9 Absätze 3c und 3d der Richtlinie 97/68/EG festgelegten Zeitpunkte für land- und forstwirt­
schaftliche Fahrzeuge der Klassen T2, T4.1 und C2 gemäß Artikel 4 Absätze 3, 6 und 9 der Verordnung (EU) 
Nr. 167/2013 um vier Jahre verschoben; 
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b)  die in Artikel 9 Absatz 4a der Richtlinie 97/68/EG festgelegten Zeitpunkte für land- und forstwirtschaftliche 
Fahrzeuge der Klassen T2, T4.1 und C2 gemäß Artikel 4 Absätze 3, 6 und 9 der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 
um drei Jahre verschoben; 

c)  die Übergangs- und Ausnahmeklauseln in Artikel 9 Absatz 4a und Artikel 10 Absatz 5 der Richtlinie 97/68/EG 
sowie in Artikel 39 der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 für land- und forstwirtschaftliche Fahrzeuge der 
Klassen T2, T4.1 und C2 gemäß Artikel 4 Absätze 3, 6 und 9 der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 ebenfalls um 
drei Jahre verschoben.“  

2. Anhang V Nummer 1.1.1 erhält folgende Fassung: 

„1.1.1.  Die Anzahl der nach dem Flexibilitätssystem in Verkehr gebrachten land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeuge 
darf für jede Motorleistungsstufe 20 % der Anzahl der jährlich vom Hersteller in der jeweiligen Motorleis­
tungsstufe in Verkehr gebrachten Fahrzeuge (berechnet als Durchschnitt der Verkäufe auf dem Unionsmarkt in 
den letzten fünf Jahren) nicht übersteigen. Abweichend von Satz 1 dieses Absatzes darf ausschließlich bei 
Zugmaschinen der Klassen T2, T4.1 und C2 die Anzahl der nach dem Flexibilitätssystem der Stufe IV in 
Verkehr gebrachten Fahrzeuge für jede Motorleistungsstufe bis zu 150 % der Anzahl der jährlich vom 
Hersteller in der jeweiligen Motorleistungsstufe in Verkehr gebrachten Fahrzeuge (berechnet als Durchschnitt 
der Verkäufe auf dem Unionsmarkt in den letzten fünf Jahren) betragen. Hat ein Fahrzeughersteller land- und 
forstwirtschaftliche Fahrzeuge nicht mindestens fünf Jahre lang in der Union in Verkehr gebracht, wird der 
Durchschnitt auf der Grundlage des tatsächlichen Zeitraums berechnet, in dem der Fahrzeughersteller land- 
und forstwirtschaftliche Fahrzeuge in der Union in Verkehr gebracht hat.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 1. Februar 2017 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/687 DER KOMMISSION 

vom 30. März 2017 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und 
der geschützten geografischen Angaben (London Cure Smoked Salmon (g.g.A.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 
über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (1), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Antrag des Vereinigten Königreichs auf Eintragung des Namens „London Cure Smoked Salmon“ wurde 
gemäß Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht. (2) 

(2)  Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist, 
sollte die Bezeichnung „London Cure Smoked Salmon“ eingetragen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Bezeichnung „London Cure Smoked Salmon“ (g.g.A.) wird eingetragen. 

Mit der in Absatz 1 genannten Bezeichnung wird ein Erzeugnis der Klasse 1.7. „Fisch, Muscheln und Schalentiere, frisch 
und Erzeugnisse daraus“ gemäß Anhang XI der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission (3) 
ausgewiesen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 30. März 2017 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Phil HOGAN 

Mitglied der Kommission  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/688 DER KOMMISSION 

vom 11. April 2017 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungser­
zeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Werte bei Einfuhren aus Drittländern zu berücksich­
tigenden Kriterien sind in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A 
aufgeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 11. April 2017 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor 

Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 EG  288,4 

MA  126,5 

TN  214,0 

TR  126,8 

ZZ  188,9 

0707 00 05 MA  74,1 

TR  158,2 

ZZ  116,2 

0709 93 10 MA  81,0 

TR  144,0 

ZZ  112,5 

0805 10 22, 0805 10 24, 
0805 10 28 

EG  48,2 

IL  77,7 

MA  52,2 

TN  59,3 

TR  74,4 

ZZ  62,4 

0805 50 10 AR  61,0 

TR  71,2 

ZZ  66,1 

0808 10 80 BR  100,7 

CL  120,2 

CN  109,3 

NZ  158,2 

TR  98,3 

ZA  115,5 

ZZ  117,0 

0808 30 90 AR  114,9 

CH  128,6 

CL  136,0 

CN  122,9 

US  174,6 

ZA  119,1 

ZZ  132,7 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (GASP) 2017/689 DES RATES 

vom 11. April 2017 

zur Änderung des Beschlusses 2011/235/GASP über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen und Organisationen angesichts der Lage in Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 12. April 2011 den Beschluss 2011/235/GASP (1) angenommen. 

(2)  Auf der Grundlage einer Überprüfung des Beschlusses 2011/235/GASP sollten die restriktiven Maßnahmen bis 
zum 13. April 2018 verlängert werden. 

(3)  Der Rat ist außerdem zu dem Schluss gelangt, dass die Einträge zu bestimmten, im Anhang des Beschlusses 
2011/235/GASP aufgeführten Personen aktualisiert werden sollten. 

(4)  Der Beschluss 2011/235/GASP sollte entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 6 Absatz 2 des Beschlusses 2011/235/GASP erhält folgende Fassung: 

„(2) Dieser Beschluss gilt bis zum 13. April 2018. Er wird fortlaufend überprüft. Er wird gegebenenfalls 
verlängert oder geändert, wenn der Rat der Auffassung ist, dass seine Ziele nicht erreicht wurden.“ 

Artikel 2 

Der Anhang des Beschlusses 2011/235/GASP wird nach Maßgabe des Anhangs des vorliegenden Beschlusses geändert. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 11. April 2017. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
L. GRECH  
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ANHANG 

Die folgenden Einträge ersetzen die in Anhang I des Beschlusses 2011/235/GASP enthaltenen Einträge zu den unten 
aufgeführten Personen.  

Name Identifizierungsinfor­
mation Gründe 

Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

„20. MOGHISSEH 
Mohammad (alias 
NASSERIAN)  

Richter, Leiter des Revolutionsgerichts von Teheran, Abtei­
lung 28. Gilt auch als verantwortlich für Verurteilungen von 
Mitgliedern der Gemeinschaft der Bahai. Er war mit Fällen 
von Teilnehmern an den Protesten nach den Wahlen befasst. 
Er verhängte im Rahmen unfairer Gerichtsverfahren gegen 
soziale und politische Aktivisten und Journalisten lange Ge­
fängnisstrafen und in mehreren Fällen die Todesstrafe für Pro­
testteilnehmer und soziale und politische Aktivisten. 

12.4.2011 

22. MORTAZAVI Said Geburtsort: Meybod, 
Yazd (Iran) — 

Geburtsdatum: 1967 

Ehemaliger Generalstaatsanwalt von Teheran (bis August 
2009). Als Generalstaatsanwalt von Teheran stellte er eine 
Blankovollmacht für die Inhaftierung Hunderter Aktivisten, 
Journalisten und Studenten aus. Im Januar 2010 wurde in ei­
ner parlamentarischen Untersuchung festgestellt, dass er un­
mittelbar verantwortlich war für die Inhaftierung von drei 
Männern, die anschließend in der Haft verstarben. Er wurde 
nach einer Untersuchung seiner Rolle beim Tod der drei Män­
ner, die nach den Wahlen auf seine Anordnung hin festge­
nommen wurden, durch die iranische Justiz im August 2010 
vom Amt suspendiert. Im November 2014 wurde seine Rolle 
beim Tod von Gefangenen von den iranischen Behörden offi­
ziell anerkannt. Er wurde am 19. August 2015 von einem 
iranischen Gericht von Anschuldigungen im Zusammenhang 
mit der Folter und dem Tod von drei jungen Männern in der 
Haftanstalt Kahrizak im Jahr 2009 freigesprochen. 

12.4.2011 

23. PIR-ABASSI Abbas  Magistrat einer Strafgerichtskammer. Ehemaliger Richter am 
Revolutionsgericht in Teheran, Abteilung 26. Er war für Fälle 
von Teilnehmern an den Protesten nach den Wahlen zustän­
dig; er verhängte im Rahmen unfairer Gerichtsverfahren ge­
gen Menschenrechtsaktivisten lange Gefängnisstrafen und in 
mehreren Fällen die Todesstrafe für Protestteilnehmer. 

12.4.2011 

25. SALAVATI 
Abdolghassem  

Richter, Leiter des Revolutionsgerichts von Teheran, Abtei­
lung 15. Untersuchungsrichter am Teheraner Tribunal. Er ist 
für Fälle von Teilnehmern an den Protesten nach den Wahlen 
zuständig und war der vorsitzende Richter der Schauprozesse 
im Sommer 2009; er verurteilte zwei Monarchisten im Rah­
men dieser Schauprozesse zum Tode. Er verurteilte mehr als 
hundert politische Gefangene, Menschenrechtsaktivisten und 
Demonstranten zu langen Gefängnisstrafen. 

12.4.2011 

33. ABBASZADEH- 
MESHKINI, Mahmoud  

Sekretär des Menschenrechtsrats. Ehemaliger Gouverneur 
der Provinz Ilam. Ehemaliger Politischer Direktor im Innen­
ministerium. Als Leiter des Ausschusses nach Artikel 10 des 
Gesetzes über die Aktivitäten der politischen Parteien und 
Gruppierungen war er für die Genehmigung von Demonstra­
tionen und anderen öffentlichen Veranstaltungen und für die 
Registrierung von politischen Parteien zuständig. 

Im Jahr 2010 verbot er zeitweilig die Aktivitäten von zwei 
reformpolitischen Parteien, die mit Mussawi in Verbindung 
stehen — der Islamisch-Iranischen Beteiligungsfront und der 
Organisation der Mudschahidin der Islamischen Revolution.  

10.10.2011 
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Name Identifizierungsinfor­
mation Gründe 

Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

Ab 2009 hat er durchweg alle nicht von Regierungsstellen 
organisierten Zusammenkünfte verboten und damit das ver­
fassungsmäßige Recht auf Protest verweigert; in der Folge 
wurden in Verletzung des Rechts auf Versammlungsfreiheit 
zahlreiche friedliche Demonstranten verhaftet. 

Ferner hat er der Opposition 2009 die Genehmigung einer 
Trauerfeier für die bei den Protesten gegen die Präsident­
schaftswahlen getöteten Menschen verweigert.  

35. AKHARIAN Hassan  Ehemaliger Aufseher in Trakt 1 des Gefängnisses Radjai 
Shahr in Karadj. Mehrere ehemalige Häftlinge haben angege­
ben, dass sie von ihm gefoltert wurden und dass er befohlen 
hat, Häftlingen keine medizinische Hilfe zukommen zu las­
sen. Aus der Niederschrift eines bekannt gewordenen Häft­
lings des Gefängnisses Radjai Shahr geht hervor, dass er mit 
vollem Wissen Akharians von allen Wächtern schwer ge­
schlagen worden war. Es ist auch bekannt, dass unter der Lei­
tung Akharians mindestens ein Häftling — Mohsen Beik­
vand — zu Tode gekommen ist. 

10.10.2011 

36. AVAEE Seyyed Ali- 
Reza (alias AVAEE 
Seyyed Alireza)  

Direktor des Büros für Sonderermittlungen. Bis Juli 2016 
stellvertretender Innenminister und Leiter des öffentlichen 
Registers. Berater am Disziplinargericht für Richter (seit April 
2014). Ehemaliger Präsident der Gerichtsbarkeit in Teheran. 
In dieser Eigenschaft war er verantwortlich für Menschen­
rechtsverletzungen, willkürliche Verhaftungen, die Verweige­
rung von Gefangenenrechten und die Zunahme von Hinrich­
tungen. 

10.10.2011 

38. FIRUZABADI Maj-Gen 
Dr. Seyyed Hasan 
(alias: FIRUZABADI 
Maj-Gen Dr. Seyed 
Hassan; 
FIROUZABADI Maj- 
Gen Dr. Seyyed 
Hasan; FIROUZABADI 
Maj-Gen Dr. Seyed 
Hassan) 

Geburtsort: 
Maschhad. 

Geburtsdatum: 
3.2.1951 

Als ehemaliger Stabschef der Streitkräfte Irans und höchster 
militärischer Befehlshaber war er verantwortlich für die Lei­
tung aller militärischen Abteilungen und Polizeikräfte, ein­
schließlich des Korps der Islamischen Revolutionsgarden (Is­
lamic Revolutionary Guards Corps, IRGC) und der Polizei. 
Unter seiner formellen Befehlsgewalt sind Einsatzkräfte brutal 
gegen friedliche Demonstranten vorgegangen und haben 
Massenverhaftungen vorgenommen. 

Zudem Mitglied des Obersten Nationalen Sicherheitsrates 
(SNSC) und des Schlichtungsrates. 

10.10.2011 

39. GANJI Mostafa 
Barzegar  

Ehemaliger Generalstaatsanwalt von Qom. Steht derzeit ver­
mutlich im Begriff, einen anderen Posten zu übernehmen. Er 
ist für die willkürliche Verhaftung und Misshandlung Dutzen­
der Straftäter in Qom verantwortlich. Ferner ist er mitschul­
dig an einer schwerwiegenden Verletzung des Rechts auf ein 
ordnungsgemäßes Gerichtsverfahren und hat damit zur über­
mäßigen und zunehmenden Anwendung der Todesstrafe bei­
getragen, was zu einem starken Anstieg der Zahl der Hinrich­
tungen seit Anfang des Jahres geführt hat. 

10.10.2011 

40. HABIBI Mohammad 
Reza  

Leiter des Büros des Justizministeriums in Yazd. Ehemaliger 
stellvertretender Staatsanwalt von Isfahan. Steht derzeit ver­
mutlich im Begriff, einen anderen Posten zu übernehmen. 
Mitschuldig an Gerichtsverfahren, bei denen das Recht der 
Angeklagten auf ein faires Verfahren verweigert wurde, wie 
im Fall von Abdollah Fathi, der im Mai 2011 hingerichtet 
wurde, nachdem sein Anspruch auf rechtliches Gehör miss­
achtet und seine psychischen Gesundheitsprobleme von Ha­
bibi während seines Verfahrens im März 2010 nicht berück­
sichtigt worden waren. Er ist daher mitschuldig an einer 
schwerwiegenden Verletzung des Rechts auf ein ordnungsge­
mäßes Gerichtsverfahren und hat damit zur übermäßigen 
und zunehmenden Anwendung der Todesstrafe und zu ei­
nem starken Anstieg der Zahl der Hinrichtungen seit Anfang 
2011 beigetragen. 

10.10.2011 
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Name Identifizierungsinfor­
mation Gründe 

Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

41. HEJAZI Mohammad Geburtsort: Isfahan 

Geburtsdatum: 1956 

Als General der Pasdaran spielte er eine Schlüsselrolle bei der 
Einschüchterung und Bedrohung der ‚Feinde‘ Irans und bei 
der Bombardierung kurdischer Dörfer in Irak. Ehemaliger Be­
fehlshaber des Sarollah-Korps der IRGC in Teheran und ehe­
maliger Befehlshaber der Bassidsch-Milizen; er spielte eine 
zentrale Rolle bei dem brutalen Vorgehen gegen Protestteil­
nehmer nach den Wahlen. 

10.10.2011 

46. KAMALIAN Behrouz 

(Alias: ”Hackers 
Brain”) 

Geburtsort: Teheran 

Geburtsdatum: 1983 

Leiter der mit dem IRGC verbundenen Hacker-Gruppe ‚As­
hiyaneh‘. Die von Behrouz Kamalian gegründete 'Ashiyaneh' 
Digital Security ist für intensive Internetangriffe auf Mitglie­
der der inländischen Oppositions- und Reformbewegung und 
ausländische Einrichtungen verantwortlich. Am 21. Juni 2009 
waren auf der Website des Kommandos für Cyber-Verteidi­
gung der Revolutionsgarden immer noch Porträtfotos zu se­
hen, die angeblich während der Demonstrationen nach den 
Wahlen aufgenommen wurden. Damit verbunden war ein 
Aufruf an die Iraner, die Aufrührer zu identifizieren. 

10.10.2011 

49. MALEKI Mojtaba  Stellvertretender Leiter des Justizministeriums in der Provinz 
Khorasan-Razavi. Ehemaliger Staatsanwalt von Kermanshah. 
Er spielte eine Rolle bei der dramatischen Zunahme der To­
desurteile in Iran, einschließlich der Strafverfolgung im Fall 
von sieben wegen Drogenhandels verurteilten Gefangenen, 
die noch am selben Tag, d. h. am 3. Januar 2010, im Zentral­
gefängnis von Kermanshah gehängt wurden. 

10.10.2011 

51. SALARKIA Mahmoud Ehemaliger Direktor 
des Teheraner 
Fußballvereins 
‚Persepolis‘ 

Leiter des Ausschusses für Benzin und Verkehr der Stadt Te­
heran. Stellvertreter des Generalstaatsanwalts von Teheran, 
zuständig für Gefängnisangelegenheiten während der Nieder­
schlagung der Proteste von 2009. 

Als Stellvertreter des Generalstaatsanwalts von Teheran für 
Gefängnisangelegenheiten war er für zahlreiche Haftbefehle 
gegen unschuldige, friedlich Protestierende und Aktivisten 
unmittelbar verantwortlich. Zahlreiche Berichte von Men­
schenrechtsverteidigern zeigen, dass auf seine Weisung prak­
tisch alle Festgenommenen ohne Zugang zu ihren Anwälten 
und Familien und ohne Anklage über unterschiedliche Zeit­
räume in Isolationshaft gehalten werden, und zwar oft unter 
Bedingungen, die einem Verschwindenlassen gleichkommen. 
Ihre Familien werden häufig nicht von der Festnahme unter­
richtet. 

10.10.2011 

53. TALA Hossein (alias 
TALA Hosseyn)  

Ehemaliges Mitglied des iranischen Parlaments. Ehemaliger 
Generalgouverneur (‚Farmandar‘) der Provinz Teheran (bis 
September 2010), zuständig für Polizeieinsätze und somit für 
die Unterdrückung von Demonstrationen. Im Dezember 
2010 wurde er für seine Rolle bei der Niederschlagung der 
Proteste nach den Wahlen ausgezeichnet. 

10.10.2011 

56. BAHRAMI 
Mohammad- Kazem  

Leiter des Verwaltungsgerichtshofs. Er war als Leiter des juris­
tischen Dienstes der Streitkräfte mitverantwortlich für die Re­
pressionen gegen friedliche Demonstranten. 

10.10.2011 

73. FAHRADI Ali  Stellvertretender Leiter der Aufsichtsbehörde für Rechtsfragen 
und öffentliche Kontrolle des Justizministeriums in Teheran. 
Staatsanwalt von Karaj. Verantwortlich für schwere Men­
schenrechtsverletzungen, einschließlich der Durchführung 
von Verfahren, in denen die Todesstrafe verhängt wird. Wäh­
rend seiner Amtszeit als Staatsanwalt kam es im Bezirk Karaj 
zu einer hohen Zahl von Hinrichtungen. 

23.3.2012 
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74. REZVANMA-NESH Ali  Stellvertretender Staatsanwalt der Provinz Karaj, Region Al­
borz. Verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzun­
gen, z. B. Beteiligung an der Hinrichtung eines Jugendlichen. 

23.3.2012 

76. SADEGHI Mohamed  Oberst und stellvertretender Leiter des technischen und cy­
bertechnischen Geheimdienstes des IRGC und verantwortlich 
für das Analysezentrum und die Bekämpfung der organisier­
ten Kriminalität innerhalb der Pasdaran. Verantwortlich für 
die Festnahme und Folter von Bloggern und Journalisten. 

23.3.2012 

79. RASHIDI AGHDAM, 
Ali Ashraf  

Ehemaliger Leiter des Evin-Gefängnisses (Ernennung Mitte 
2012). Die Haftbedingungen haben sich seit seiner Ernen­
nung verschlechtert, und es wird über verstärkte Misshand­
lungen von Häftlingen berichtet. Im Oktober 2012 sind neun 
weibliche Häftlinge in einen Hungerstreik getreten, um gegen 
die Verletzung ihrer Rechte und Gewalttätigkeiten von Ge­
fängniswärtern zu protestieren. 

12.3.2013 

82. SARAFRAZ, 
Mohammad (Dr.) 
(alias Haj-agha 
Sarafraz) 

Geburtsort: Teheran 

Geburtsdatum: 
ca. 1963 

Wohnort: Teheran 

Mitglied des Obersten Cyberspace-Rates. Ehemaliger Präsident 
der Islamic Republic of Iran Broadcasting (IRIB). Als ehemali­
ger Leiter des Weltdienstes und des Pressefernsehens (Press 
TV) der staatlichen Rundfunkgesellschaft des Iran (IRIB) war 
er verantwortlich für alle programmgestalterischen Entschei­
dungen. Eng mit dem Staatssicherheitsapparat verbunden. 
Unter seiner Leitung haben Press TV und IRIB mit den irani­
schen Sicherheitsdiensten und mit Staatsanwälten zusammen­
gearbeitet, um erzwungene Geständnisse von Häftlingen ein­
schließlich des iranisch-kanadischen Journalisten und 
Filmemachers Maziar Bahari im Wochenprogramm ‚Iran 
Today‘ auszustrahlen. Die unabhängige britische Rundfunk- 
Regulierungsstelle OFCOM hat 2011 wegen der Ausstrahlung 
des Geständnisses von Bahari gegen Press TV im Vereinigten 
Königreich eine Geldstrafe in Höhe von 100 000 GBP ver­
hängt; das Geständnis wurde im Gefängnis gefilmt, während 
Bahari unter Zwang stand. Sarafraz steht daher in Verbin­
dung mit Verletzungen des Rechts auf ein ordnungsgemäßes 
und faires Verfahren. 

12.3.2013 

86. MUSAVI-TABAR, 
Seyyed Reza  

Ehemaliger Leiter der Revolutionsstaatsanwaltschaft von Shi­
raz. Verantwortlich für die illegale Festnahme und Misshand­
lung von politischen Aktivisten, Journalisten, Menschen­
rechtsverteidigern, Angehörigen der Bahai-Gemeinschaft und 
Gefangenen aus Gewissensgründen, die schikaniert, gefoltert 
und verhört wurden, und denen der Zugang zu einem An­
walt und ein ordnungsgemäßes Verfahren verweigert wurden. 
Musavi-Tabar hat gerichtliche Anordnungen in der berüchtig­
ten Haftanstalt Nr. 100 (einer Männer-Haftanstalt) unter­
zeichnet, einschließlich einer Anordnung, mit der für die — 
der Bahai-Gemeinschaft angehörende — Inhaftierte Raha Sa­
bet drei Jahre Einzelhaft angeordnet wurden. 

12.3.2013“   
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RECHTSAKTE VON GREMIEN, DIE IM RAHMEN 
INTERNATIONALER ÜBEREINKÜNFTE EINGESETZT 

WURDEN 

BESCHLUSS Nr. 48/2017 DES MIT DEM ABKOMMEN ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFT UND DEN VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA ÜBER DIE GEGENSEITIGE 

ANERKENNUNG EINGESETZTEN GEMISCHTEN AUSSCHUSSES 

vom 27. März 2017 

zur Aufnahme von Konformitätsbewertungsstellen in die Liste des Sektoralen Anhangs über 
elektromagnetische Verträglichkeit [2017/690] 

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten von Amerika über 
die gegenseitige Anerkennung, insbesondere auf die Artikel 7 und 14, 

in der Erwägung, dass für die Aufnahme von Konformitätsbewertungsstellen in die Liste eines Sektoralen Anhangs ein 
Beschluss des Gemischten Ausschusses erforderlich ist — 

BESCHLIESST:  

1. Die Konformitätsbewertungsstelle in Anlage A wird in die Liste der Konformitätsbewertungsstellen in der Spalte 
„Zugang der EG zum US-Markt“ in Abschnitt V des Sektoralen Anhangs über elektromagnetische Verträglichkeit 
aufgenommen. 

2. Für welche Produkte und Konformitätsbewertungsverfahren die in Anlage A aufgeführte Konformitätsbewer­
tungsstelle in die Liste aufgenommen wird, wurde von den Vertragsparteien vereinbart; diese befinden auch im 
Weiteren darüber. 

Dieser Beschluss ist in zwei Urschriften ausgefertigt und wird von den Vertretern des Gemischten Ausschusses 
unterzeichnet, die bevollmächtigt sind, für die Zwecke der Änderung des Abkommens im Namen der Vertragsparteien 
zu handeln. Er tritt an dem Tag in Kraft, an dem er von der letzten Vertragspartei unterzeichnet wird.  

Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
James C. SANFORD 

Unterzeichnet in Washington am 6. März 2017  

Für die Europäische Union 
Ignacio IRUARRIZAGA 

Unterzeichnet in Brüssel am 27. März 2017     

Anlage A 

Konformitätsbewertungsstelle der EG, die in die Liste der Konformitätsbewertungsstellen in der 
Spalte „Zugang der EG zum US-Markt“ in Abschnitt V des Sektoralen Anhangs über 

elektromagnetische Verträglichkeit aufgenommen wird 

TÜV RHEINLAND ITALIA S.R.L. 
via E. Mattei, 3 

20010 Pogliano Milanese 
ITALIEN   
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BESCHLUSS Nr. 49/2017 DES MIT DEM ABKOMMEN ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFT UND DEN VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA ÜBER DIE GEGENSEITIGE 

ANERKENNUNG EINGESETZTEN GEMISCHTEN AUSSCHUSSES 

vom 27. März 2017 

zur Aufnahme von Konformitätsbewertungsstellen in die Liste des Sektoralen Anhangs über 
elektromagnetische Verträglichkeit [2017/691] 

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten von Amerika über 
die gegenseitige Anerkennung, insbesondere auf die Artikel 7 und 14, 

in der Erwägung, dass für die Aufnahme von Konformitätsbewertungsstellen in die Liste eines Sektoralen Anhangs ein 
Beschluss des Gemischten Ausschusses erforderlich ist — 

BESCHLIESST:  

1. Die Konformitätsbewertungsstelle in Anlage A wird in die Liste der Konformitätsbewertungsstellen in der Spalte 
„Zugang der EG zum US-Markt“ in Abschnitt V des Sektoralen Anhangs über elektromagnetische Verträglichkeit 
aufgenommen. 

2. Für welche Produkte und Konformitätsbewertungsverfahren die in Anlage A aufgeführte Konformitätsbewer­
tungsstelle in die Liste aufgenommen wird, wurde von den Vertragsparteien vereinbart; diese befinden auch im 
Weiteren darüber. 

Dieser Beschluss ist in zwei Urschriften ausgefertigt und wird von den Vertretern des Gemischten Ausschusses 
unterzeichnet, die bevollmächtigt sind, für die Zwecke der Änderung des Abkommens im Namen der Vertragsparteien 
zu handeln. Er tritt an dem Tag in Kraft, an dem er von der letzten Vertragspartei unterzeichnet wird.  

Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
James C. SANFORD 

Unterzeichnet in Washington am 6. März 2017  

Für die Europäische Union 
Ignacio IRUARRIZAGA 

Unterzeichnet in Brüssel am 27. März 2017     

Anlage A 

Konformitätsbewertungsstelle der EG, die in die Liste der Konformitätsbewertungsstellen in der 
Spalte „Zugang der EG zum US-Markt“ in Abschnitt V des Sektoralen Anhangs über 

elektromagnetische Verträglichkeit aufgenommen wird 

DELTA Development Technology AB 
Finnslätten, Elektronikgatan 47 

721 35 Västerås 
SCHWEDEN   
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BESCHLUSS Nr. 50/2017 DES MIT DEM ABKOMMEN ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFT UND DEN VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA ÜBER DIE GEGENSEITIGE 

ANERKENNUNG EINGESETZTEN GEMISCHTEN AUSSCHUSSES 

vom 27. März 2017 

zur Aufnahme von Konformitätsbewertungsstellen in die Liste des Sektoralen Anhangs über 
elektromagnetische Verträglichkeit [2017/692] 

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten von Amerika über 
die gegenseitige Anerkennung, insbesondere auf die Artikel 7 und 14, 

in der Erwägung, dass für die Aufnahme von Konformitätsbewertungsstellen in die Liste eines Sektoralen Anhangs ein 
Beschluss des Gemischten Ausschusses erforderlich ist — 

BESCHLIESST:  

1. Die Konformitätsbewertungsstelle in Anlage A wird in die Liste der Konformitätsbewertungsstellen in der Spalte 
„Zugang der EG zum US-Markt“ in Abschnitt V des Sektoralen Anhangs über elektromagnetische Verträglichkeit 
aufgenommen. 

2. Für welche Produkte und Konformitätsbewertungsverfahren die in Anlage A aufgeführte Konformitätsbewer­
tungsstelle in die Liste aufgenommen wird, wurde von den Vertragsparteien vereinbart; diese befinden auch im 
Weiteren darüber. 

Dieser Beschluss ist in zwei Urschriften ausgefertigt und wird von den Vertretern des Gemischten Ausschusses 
unterzeichnet, die bevollmächtigt sind, für die Zwecke der Änderung des Abkommens im Namen der Vertragsparteien 
zu handeln. Er tritt an dem Tag in Kraft, an dem er von der letzten Vertragspartei unterzeichnet wird.  

Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
James C. SANFORD 

Unterzeichnet in Washington am 6. März 2017  

Für die Europäische Union 
Ignacio IRUARRIZAGA 

Unterzeichnet in Brüssel am 27. März 2017     

Anlage A 

Konformitätsbewertungsstelle der EG, die in die Liste der Konformitätsbewertungsstellen in der 
Spalte „Zugang der EG zum US-Markt“ in Abschnitt V des Sektoralen Anhangs über 

elektromagnetische Verträglichkeit aufgenommen wird 

7layers GmbH 
Borsigstraße 11 
40880 Ratingen 
DEUTSCHLAND   
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